
S-21-002-3 Anhang 3: GO der Bundesversammlungen, § 4 Anträge 

Antragsteller*in: Andreas Kleist (KV Coburg-Land)

Satzungstext

Von Zeile 1 bis 25:
(1) Alle Anträge, inklusive Dringlichkeits- und Änderungsanträge sowie Bewerbungen werden digital 
über Antragsgrün (https://antraege.gruene.de)eine vom Bundesverband bereitgestellte Plattform, bei
der Antragskommission eingereicht. Die Angabe enthält Name und Kreisverband der beantragenden
Mitglieder und, einen Begründungstext, eine kurze Zusammenfassung der Kerninhalte in einfacher
Sprache sowie den Wortlaut des Antrags. Dazu sind zum Zwecke der Kontaktaufnahme eine E-
Mailadresse und eine Mobilfunknummer zu hinterlegen.Zusätzlich wird bei von Mitgliedern
gemeinschaftlich gestellten Anträgen das Geschlecht abgefragt, um den Frauenanteil bei den
Antragsteller*innen darzustellenvon 50% zur Erreichung des Mindestquorums für Einzelantragstellung
nach § 14 Abs. 9 der Satzung sicherzustellen. Antragsberechtigung und Antragsfrist richten sich nach §
14 Absatz 8 und 9 der Bundessatzung. Änderungsanträge sollen 35 Wochen vor Beginn der BDK bei der
Antragskommission eingereicht werden.

(2) Dringlichkeitsanträge Ein Änderungsantrag ist ein Antrag, der zum Ziel hat, eine konkrete Forderung
oder Feststellung innerhalb eines inhaltlich abgrenzbaren Sinnzusammenhangs in oder zu einem
bestehenden Antrag zu ändern. Mehrere Änderungsanträge zu einem Antrag können von der
Antragskommission in einem Vorschlag zusammengefasst werden.
(3) Ein Antrag, der zum Tagesordnungspunkt "Verschiedenes" gestellt wird, behandelt ein inhaltlich
abgrenzbares, spezifisches politisches Thema.
(4) Antragsteller*innen, die noch weitere Mitantragsteller*innen suchen, können ihren
(Änderungs-)Antragsentwurf mitgliederöffentlich anzeigen lassen.
(5) Antragsberechtigte Personen und/oder Organe können nach § 14 Abs. 9 der Satzung 25
sinnunterschiedliche Änderungsanträge in einer Versammlung einreichen. Bei Wahlprogrammen sind
bis zu 30 Änderungsanträge möglich. Dies gilt nicht für Änderungsanträge zu Dringlichkeitsanträgen.
(6)Dringlichkeitsanträge müssen in der Regel zwei Wochen vor der BDK über https://
antraege.gruene.de, spätestens aber am Vortag des Beginns der Versammlung um 11:59 Uhr digital 
eingereicht sein. In besonders dringlichen Fällen kann davon abweichend die BDK eine Zulassung auch
noch zu einem späteren Zeitpunkt beschließen. Die Dringlichkeit ist gegeben bei Änderungsanträgen,
die in Arbeitsgruppen der BDK erarbeitet werden, und darüber hinaus nur bei solchen Anträgen, die sich
auf ein Ereignis beziehen, das erst nach dem Antragsschluss gemäß Satz 1 eingetreten ist und die ohne
unverzügliche Behandlung ihren Zweck verfehlen würden.
(7) Wenn die vom Bundesvorstand vorgeschlagene Tagesordnung der BDK den Tagesordnungspunkt
"Verschiedenes" vorsieht, schlägt die Antragskommission im Einvernehmen mit dem Bundesvorstand
eine Anzahl der maximal in diesem Tagesordnungspunkt zu beschließenden Anträge vor. Der Vorschlag
dient als Grundlage für die Antragsverhandlungen und der Vorbereitung der BDK und muss von ihr mit
dem Beschluss der Tagesordnung bestätigt werden.
(8) Wenn die vom Bundesvorstand vorgeschlagene Tagesordnung der BDK den Tagesordnungspunkt
"Verschiedenes" vorsieht, haben die Bundesarbeitsgemeinschaften die Möglichkeit, zwei Anträge zu
diesem Tagesordnungspunkt zu stellen, ohne dass diese Teil des V-Rankings sind. Diese Anträge müssen
in einer BAG verabschiedet werden und vom BAG-Sprecher*innenrat mit 2/3-Mehrheit auf die
Tagesordnung der BDK gesetzt werden.
(9) Die Antragskommission kann entscheiden, die Reihenfolge der unter dem Tagesordnungspunkt
"Verschiedenes" zu behandelnden Anträge durch eine Abstimmung der Parteimitglieder (das
sogenannte V-Ranking) priorisieren zu lassen. Die Antragskommission schlägt in ihren Empfehlungen
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zum Antragsverfahren vor, dass die BDK die Anträge mit den meisten Stimmen behandelt. Das V-
Ranking findet als digitale Abstimmung statt. Die Antragskommission macht eine Zuordnung der
Anträge zu einem inhaltlichen Themencluster. Die Anträge werden im Abstimmungsverfahren
entsprechend der Zuordnung sowie der Reihenfolge der Antragsnummern geordnet. Das V-Ranking
beginnt spätestens sieben Tage nach dem Antragsschluss. Die Abstimmungszeit beträgt mindestens
sieben Tage. Jedes Mitglied kann einem V-Antrag eine Stimme geben, insgesamt höchstens so viele, wie
Anträge unter dem Tagesordnungspunkt "Verschiedenes" zur Behandlung vorgeschlagen sind. Soweit
die Bundesarbeitsgemeinschaften einen oder zwei Anträge gemäß § 5 Abs. 8 der Geschäftsordnung der
BDK stellen, sind diese von der Höchstzahl der zu vergebenden Stimmen abzuziehen. Die Reihenfolge
der Behandlung in der Tagesordnung der BDK kann von der Reihenfolge der Anträge im
Abstimmungsergebnis abweichen.
(10) Finanzwirksame Anträge bedürfen des Votums des Bundesfinanzrates und müssen vor der BDK
diesem vorgelegt werden.

(3) Finanzwirksame Anträge bedürfen des Votums des Bundesfinanzrates und müssen vor der BDK
diesem vorgelegt werden.

(4)(11) Gemäß §14 Abs. 9 derSatzung wird über die Empfehlungen der Antragskommission zuerst
abgestimmt. Über ihre Verfahrensvorschläge zu den Anträgen und Änderungsanträgen zu einem
Tagesordnungspunkt wird unmittelbar vor Befassung dieser Anträge abgestimmt. Über ihre
sonstigensonstige Empfehlungen, z.B. zur Zulassung von Dringlichkeitsanträgen, wird in der Regel zu
Beginn der BDK, in 

Von Zeile 31 bis 32:
(5)(12) Änderungsanträge sind in der Regel vor Befassung des Antrages, auf den sie sich beziehen,
einzubringen. Der weitestgehende Änderungsantrag ist zuerst 

Von Zeile 36 bis 41:
(6)(13) Persönliche Erklärungen sindkönnen nur am Ende eines Tagesordnungspunktes zulässigzu
Protokoll gegegben werden.

(7)(14) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das Präsidium kann die Debatte an diesem
Punkt wieder aufnehmen.

(8)(15) Anwesende Parteimitglieder können Geschäftsordnungsanträge schriftlich bei der technischen
Antragskommission stellen. Bei der schriftlichen Antragstellung 

Von Zeile 45 bis 46:
(9)(16) Soll über einen bereits abgeschlossenen Tagesordnungspunkt eine erneute Aussprache und
Beschlussfassung stattfinden, ist ein Rückholungsantrag 

Begründung

Ziel der Begrenzung ist es, die Zahl der eingereichten Änderungsanträge zu reduzieren und dadurch die
Beratungs- und Entscheidungsfähigkeit der Bundesdelegiertenkonferenz zu verbessern.

Die derzeitige Formulierung lässt jedoch offen, ob sich die Begrenzung ausschließlich auf die Zahl der
selbst eingereichten Änderungsanträge oder auch auf die Unterstützung von Änderungsanträgen
anderer Mitglieder bezieht.

Eine solche Unklarheit sollte beseitigt werden. Die Begrenzung der Antragstellung darf nicht mit einer
Begrenzung der demokratischen Beteiligung verwechselt werden. Während die Zahl der eingereichten



S-21-002-3 Anhang 3: GO der Bundesversammlungen, § 4 Anträge

Seite 3

Änderungsanträge begrenzt werden kann, muss es den Mitgliedern weiterhin möglich sein, politische
Anliegen anderer Mitglieder durch ihre Unterstützung sichtbar zu machen.

Die Unterstützung eines Änderungsantrags erhöht nicht die Zahl der eingereichten Anträge. Eine
entsprechende Beschränkung würde daher nicht zur Verringerung der Antragsmenge beitragen, sondern
lediglich die Möglichkeiten der Mitglieder einschränken, ihre politische Zustimmung auszudrücken.

Die vorgeschlagene Klarstellung dient deshalb sowohl der Rechtssicherheit als auch der Wahrung
demokratischer Beteiligungsrechte.

weitere Antragsteller*innen

Philipp Schmagold (KV Plön); Kathrin Weber (KV Bielefeld); Helmuth Kern (KV Esslingen); Gerd Weichelt
(KV Dithmarschen); Norbert Braun (KV Bielefeld); Hans Schmidt (KV Bad Tölz-Wolfratshausen); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Reinickendorf); Michael Hoffmeier (KV Eichsfeld); Karl-Wilhelm Koch (KV
Vulkaneifel); Jürgen Kaldewey (KV Segeberg); Sibylle Brosius (KV Rhein-Pfalz); Ulrike Kaldewey (KV
Segeberg); Jürgen Blümer (KV Warendorf); Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße); Walther Moser (KV
Freiburg); Eleonore Grabowski (KV Wesel); Claudia Laux (KV Coburg-Land); Erich Hinderer (KV Main-
Spessart); Philippe Bergmann (KV Oberberg); Jens Pommer (KV Düsseldorf); Julia Hager (KV Bad
Dürkheim); Detlef Wilske (KV Berlin-Lichtenberg); Jutta Dietz (KV Ahrweiler); Bettina Deutelmoser (KV
Stade); Viktor Hagen (KV Viersen); Tabitha Elkins (LV Bayern); Andreas Müller (KV Essen); Karl Hertkorn
(KV Sigmaringen); Ralph Pies (KV Offenbach-Land); Frank Thun (KV Rendsburg-Eckernförde); Pia Paust-
Lassen (KV Berlin-Mitte); Helga Brenneis (KV Wiesbaden); Walter Zuber (KV Aurich-Norden); Clara-
Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); David Baltzer (KV Berlin-Kreisfrei); Reiner Nitsche (KV Konstanz);
Cornelia Stump (KV Bad Dürkheim); Peter Alexander (KV Konstanz); Benedikt Wildenhain (KV Essen);
Klaus-Uwe Gerhardt (KV Offenbach-Land); Paul-Josef Sieger (KV Ahrweiler); Albert Dietz (KV Ahrweiler);
Anna Friedl (KV München); Hanna Tlach (KV Konstanz); Susanne Hilbrecht (KV Dithmarschen); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Reinickendorf); Friedemann Gillert (KV Barnim); Jürgen Kaldewey (KV Segeberg);
Karin Jacobsen (KV Ortenau); Helmuth Kern (KV Esslingen); Ulrike Kaldewey (KV Segeberg); Jutta Dietz
(KV Ahrweiler); Wolf-Christian Bleek (KV Starnberg); Claudia Laux (KV Coburg-Land); Rainer Schlich (KV
Ahrweiler); Gabriele Raasch (KV Ludwigslust-Parchim); Jakob Gintars (KV Bonn); Kathrin Weber (KV
Bielefeld); Jürgen Blümer (KV Warendorf); Sabine Hebbelmann (KV Odenwald-Kraichgau); Matthias
Henneberger (KV Wunsiedel); Wolfgang Wähnelt (KV Magdeburg); Dirk Paul Finkeldey (KV Aurich-
Norden); Ragna Kirck (KV Köln); Guido Hübner (KV Stade); Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Lichtenberg); Karl Hertkorn (KV Sigmaringen); Cornelia
Stump (KV Bad Dürkheim); Ralph Pies (KV Offenbach-Land); Klaus Feurich-Tobien (KV Bielefeld); Peter
Alexander (KV Konstanz); Evelyn Roser-Thies (KV Mannheim); Sibylle Brosius (KV Rhein-Pfalz); Gerd
Weichelt (KV Dithmarschen); Diethardt Stamm (KV Wetterau); Jens Pommer (KV Düsseldorf); Hermann
Berkhan (KV Peine); Manuela Nader (KV München); Katharina Helling (KV München); Philippe Bergmann
(KV Oberberg); Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Daniel Rottke (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Philipp Schmagold (KV Plön); Bettina Deutelmoser (KV Stade); Hannah Weiser (KV Odenwald-
Kraichgau); Viktor Hagen (KV Viersen); Birgitta Tremel (KV Schwerin); Anke Dörsam (KV Berlin-Kreisfrei);
Ali Demirhan (KV Herzogtum Lauenburg); Jens Evers (KV Hamburg-Wandsbek); Karsten Schade (KV
Saarbrücken); Katharina Derwell (KV München); Nicole Rudner (KV Berlin-Kreisfrei); Tabitha Elkins (LV
Bayern); Olaf Jessensky (KV Euskirchen); Alexander Rockel (KV Hamburg-Nord); Erich Hinderer (KV Main-
Spessart); Delphine Scheel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße);
Hans Schmidt (KV Bad Tölz-Wolfratshausen); Sigrid Pomaska-Brand (KV Märkischer Kreis); Angelika
Aigner (KV Traunstein); Ralf Bohr (KV Bremen-Ost); Barbara Romanowski (KV Oberberg); Thies
Sorgenfrei (KV Berlin-Mitte); David Baltzer (KV Berlin-Kreisfrei); Janine Ivancic (KV Aachen); Claudia
Schmitz (KV Ahrweiler); Eleonore Grabowski (KV Wesel); Holger Wenner (KV Warendorf)
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